
14. August 2024

SPD-Politiker fordern bessere
Kommunikation zur ICE-Trasse Hannover-

Bielefeld
SPD-Politiker kritisieren die Trassenpläne für die ICE-

Strecke Hannover-Bielefeld und fordern den Ausbau der
Bestandsstrecke.

Kritik an der Kommunikation und Planung
der Deutschen Bahn

Die Vorstellung der Trassenvarianten für die neue ICE-Strecke
zwischen Hannover und Bielefeld hat in der Region heftige
Diskussionen entfacht. SPD-Bundestagsabgeordnete, darunter
die einheimische Politikerin Wiebke Esdar aus Bielefeld, äußern
scharfe Kritik an der Art und Weise, wie die Deutsche Bahn
Informationen bereitstellt und die Anwohner in den
Planungsprozess einbezieht.

Fehlende Berücksichtigung bestehender
Strecken

Eines der Hauptanliegen der Kritiker ist, dass unter den zwölf
präsentierten Varianten zur neuen Verbindung keinerlei
Vorschlag zu finden ist, der den Ausbau der bestehenden
Strecke in Betracht zieht. Diese Forderung wird von zahlreichen
Bürgern und Gruppen in der Region, wie der Initiative WiduLand,
unterstützt. Sie argumentieren, dass die vorgesehenen Trassen
bedeutende Eingriffe in die lokale Umwelt und Infrastruktur mit
sich bringen könnten. In einer gemeinsamen Erklärung heißt es:
„Die Einschnitte, die diese Trassen mit sich bringen, sind



gravierend und nicht hinnehmbar. Unsere Region ist durch
Siedlungsraum, Naturschutzgebiete sowie Trink- und Heilquellen
geprägt. Diese müssen geschützt werden.“

Auswirkungen auf lokale Gemeinschaften

Ein weiterer Aspekt, der bei der Diskussion oft in den
Vordergrund rückt, sind die möglichen Auswirkungen der neuen
Trassen auf die Stadtteile Brake und Schildesche. Die geplante
Verkürzung der Fahrzeit zwischen den beiden Städten von 48
auf 31 Minuten im Rahmen des Deutschlandtakt-Projekts könnte
auch bestehende Abschnitte der Eisenbahnlinie betreffen.
Anwohner zeigen sich besorgt, wie sich eine neue Strecke auf ihr
tägliches Leben und die Umgebung auswirken könnte.

Wichtigkeit der bürgerlichen
Mitbestimmung

Die Vorfälle rund um die Trassenplanung werfen ein Schlaglicht
auf die Notwendigkeit einer besseren Kommunikation und
Rücksichtnahme der Deutschen Bahn gegenüber den
betroffenen Gemeinden. Bürgerbeteiligung sollte ein zentraler
Bestandteil jeder großen Infrastrukturmaßnahme sein, um den
unterschiedlichen Bedürfnissen gerecht zu werden und
Missstände, wie die jetzt geäußerte Unzufriedenheit, zu
vermeiden. Derzeit fordert die Bürgerinitiative und auch lokale
Politiker, dass die Bahn ihre Planungsansätze überdenkt und
entsprechend anpasst.

Die Kritik an der Planung und Kommunikation könnte
möglicherweise nicht nur Auswirkungen auf dieses spezifische
Projekt haben, sondern auch zu einer breiteren Diskussion über
zukünftige Infrastrukturprojekte in Deutschland führen.
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